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Beklagte und Beschwerdegegnerin.

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juli 4977

beschlossen:

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulaesung der

Revision im Urteil des Bayerischen Lendessozialgerichts

vom 9. März 1977 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliche Kosten

nicht zu erstatten.
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_Gr ü n d e :

Die zulässige Beschwerde der Klägerin hat keinen Erfolg. Die“

vorgetragenen Gründe rechtfertigen die begehrte Zulassung_

der Revision nach 5 160 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGS) nicht.

Die Rechtssache hat insbesondere keine grundsätzliche Bedeutung

im Sinne des 5 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Es ist nicht zu erwarten,_
daß über zweifelhafte Rechtsfragen zu entscheiden sein wird}

die im Interesse der Rechtseinheit der höchstridhterlichen

Klärung bedürfen‚ Soweit die Klägerin dem Berufungsgericht
die Verletzung materiellen Rechts vorwirft, hat sie die grund—

—sätzliche Bedeutung der Rechtssache nicht dargelegt. Die von
ihr aufgeworfene Frage, ob die Entscheidung über die Unter-

haltsverpflichtung des geschiedenen Ehemannes auch die Fest—

stellung seines Einkommens bis zu seinem Tode voraussétzt,
,

ist nicht von grundsätzlicher Bedeutung. Es ist bereits hin-

reichend höchstrichterlich geklärt, daß es für den Unter—

haltsbedarf der geschiedenen Ehefrau auf die Lebensver—
hältnisse der früheren Ehegatten zur zeit der Scheidung

ankommt (vgl BSG in SozR Nr 16 zu 5 1265 Reichsversicherungs—
ordnung). Danach können die Einkommensverhältnisse des

geschiedenen Ehemannes in der Zeit nach der Scheidung bis

zu seinem Tode nicht für den Unterhaltsbedarf der Ehefrau,

sondern nur für seine Unterhaltsfähigkeit im Sinne des 5 59
des Ehegesetzes von Bedeutung sein„ Ist aber schon der

Unterhaltsbedarf durch das eigene Einkommen der geschiedenen

‚Ehefrau als hinreichend gedeckt anzusehen, so kommt es auf
die Unterhaltsfähigkeit des geschiedenen Ehemannes nicht

mehr an„ Die Von der Klägerin als grundsätzlich bezeichnete
Rechtsfrage bedarf also keiner weiteren Klärung„

Das angefochtene Urteil beruht auch nicht auf einem Ver—

fahrensmangel im Sinne des % 160 Abs 2 Nr 3 SGG. Weder ist der

Grundsatz des rechtlichen Gehörs (Art 105 Abs 1 des Grund-
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‘ gesetzes; 55 62, 128Abs"2sec) noch dasRecht ‚auf “Aktenein—

sicht (S 120 SGG) verletzt. Der Vorsitzende des Berufungs— ‘

gerichts hat den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin Gelegen—

heit gegeben, die Akten beim Amtsgericht Frankfurt am Main

einzusehen. Er war —entgegen der Ansicht der Klägerin — ‘

nicht verpflichtet, den
Prozeßbevollmächtigten die Akten zur

Einsichtnahme inwihr Büro
mitzugebeni Nech @ 420 866 besteht

_ein Anspruch nur darauf, die Akten an
Gerichtsstelle einzu-

sehen. Weder die Beteiligten noch ihre Prozeßbevollmächtigten

können die Überlassung der Akten in ihre Wohnung oder in ihr

Büro Verlangen (vgl BGH in NJW 4961, 559; Stein-Jonas, Komm.

zur Zivilprozeßordnung -ZPO-‚ 49. Aufl 1972, Anm II 1 zu ’

5 299; Wieczorek, ZPO und Nebengesetzes; 2. Aufl 4976, Rande

ziffer B I zu € 299; Peters—Sautter-WOlff; Komm. zur Sozial—‘

gerichtsberkeit, 4. Aufl 1977, Anm I zu 5*120 SGG)..Es steht .

allerdings im pflichtgemäßen Ermessen des Gerichtsvorsitzenden‚

einem Rechtsanwalt die Akten zur Einsichtnahme in seine Wohnung

oder sein Büro mitzugeben. Ein Verfahrensmangel könnte in.'

der Verweigerung der Aktenüberlassung nur dann liegen, wenn

der Gerichtevorgitzende sein Ermessen entweder überhaupt nicht

ausgeübt (vgl BFH in NJW 4976, 4288) oder aber die Grenzen’
V

‘

des Ermessen überschritten hätte. Dafür liegen im
vorliegenden

Fall keine Anhaltspunkte vor. Zwar ist der Vorsitzende des

Berufungsgerichts in den Gründen seines Beschlusses vom

48. November 1976 zu Unrecht daVon ausgegangen, daß in der

Regel eine Übersendung von Akten in die Wohn- oder Geschäfts—

räume eines Rechtsanwalts ausgeschlossen sei. Eine solche

Regel gibt es ebensowenig wie den umgekehrten Grundsatz, daß

die Akten einem Rechtsanwalt in der Regel in—die Wohnung oder

Büroräume zu überlassen sind (so im Ergebnis Landesarbeits—

gericht Hammin NJW 4974, 1920). Vielmehr kommt es stets auf

die Ermessensabwägung im Einzelfall an, wobei die Ablehnung

der Aktenüberlassung schon dann gerechtfertigt ist, üenn der

Vorsitzende des Gerichts dafür einen sachgerechten Grund hat.

Trotz des unrichtigen Ausgangspunktes hat der Vorsitzende

des Berufungsgerichts in seinem Beschluß vom 18. November 4976
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die Grenzen des Ermessens nicht überschritten. Er hat unter

Würdigung der konkreten Umstände des Einzelfalles die
Überlassung der Akten in das Büro der Prozeßbevollmächtigten

der Klägerin abgelehnt, weil die Einsichtnahme beim Amts—

gericht Frankfurt am Main unter Berücksichtigung des

Umfangs der Akten und des Rechts Fotokopien durch die

Geschäftsstelle fertigen zu lassen, nicht unzumutbar er—

schien. Diese Überlegungen lassen keinen Ermessensfehler

erkennen. Die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin hatten

lediglich die Übersendung der Gerichtsakten beantragt. Diese

Akten, die nur einen geringen Umfang haben, enthalten außer

den Schriftsätzen der Beteiligten, die den Prozeßbevoll-
mächtigten der Klägerin ohnehin bekannt waren, nur wenige

Blätter,deren Durchsicht auf ihre Erheblichkeit für den

Rechtsstreit den Prozeßbevollmächtigten der Klägerin auch

bei der Geschäftsstelle des Amtsgerichts zumutbar war. So—

weit die Klägerin sich darauf beruht, in dem Urteil des

Landessozialgeriohts sei ein Schreiben der Beklagten vom
9. Februar 1977 erwähnt, das ihren Prozeßbevollmächtigten

nicht bekannt gewesen sei, muß darauf hingewiesen werden,
daß dieses Schreiben erst nach Ablehnung der Aktenüber-

sendung zu den Akten gelangt ist und den Prozeßbevoll-

mächtigten der Klägerin auch bei antragsgemäßer Aktenüber-

sendung nicht bekannt geworden wäre. Es kann dahingestellt

bleiben"' ob das angefochtene Urteil auf dieses Schreiben

gestützt wird und ob darin eine Verletzung des 5 129 Abs 2

SGG liegt, denn einen solchen Verfahrensmangel hat die

Klägerin mit der Beschwerde nicht geltend gemacht.
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_Der Senat hat die danach unbegründete Beschwerde der Klägerin

zurückgewiesen.
@

Die Koetenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung
des 5 495 SGG.

Richter am Bundessozialgericht
ist wegen Urlaubs an

der Unterachriftsleiatuns ver-
hindert.
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